
ARTIKEL 44

gen Fragen des Betriebes und wirkt dadurch an der Leitung des 
Betriebes mit. Ihre Rechte sind im Gesetzbuch der Arbeit festgelegt.

Artikel 44 garantiert somit die umfassende Mitbestimmung der 
Gewerkschaften in Staat, Wirtschaft und Gesellschaft. Er macht 
gleichzeitig die großen Aufgaben der gewählten Gewerkschafts­
leitungen deutlich, diese verfassungsrechtlich verbürgte Mitbestim­
mung und Mitgestaltung mit höchster Effektivität wahrzunehmen. 
Eine derartig ausgestaltete Mitbestimmung und Mitgestaltung ver­
setzt die Gewerkschaften in die Lage, Mitverantwortung für die 
Entwicklung des Sozialismus zu tragen. In diesem Sinne verschmel­
zen Recht und Verantwortung für das Ganze zu einer Einheit.

Die Gewerkschaften Westdeutschlands dagegen haben keinerlei 
wirksame Mitbestimmung. Sie haben nicht das Recht, in den grund­
sätzlichen politischen und ökonomischen Fragen mitzubestimmen. Es 
ist ihnen untersagt, in entscheidenden Fragen der Leitung des Betrie­
bes, der Investitionen, der Gewinnverteilung und der Kaderpolitik 
mitzubestimmen. Sie verfügen in den Parlamenten nicht über eine 
Fraktion. Die Interessen der Monopolisten und ihres Staates stehen 
im krassen Widerspruch zu den Interessen der Gewerkschaften. In 
immer stärkerem Maße zeigt sich der antagonistische Charakter die­
ses Widerspruchs. Immer deutlicher wird die Notwendigkeit des 
politischen und ökonomischen Kampfes gegen die monopolkapitalisti­
sche Profitwirtschaft. Immer mehr wird dieser Kampf ein Kampf 
um die Erhaltung der primitivsten demokratischen Rechte und auch 
um die Existenz der Gewerkschaften als Interessenvertreter der 
Werktätigen Westdeutschlands. Es ist die historische Aufgabe der 
Werktätigen Westdeutschlands, diesen Kampf konsequent zu Ende 
zu führen und Voraussetzungen zu schaffen, die auch in Westdeutsch­
land eine friedliche und demokratische Entwicklung im Interesse 
aller Werktätigen gewährleisten und ihre aktive Mitwirkung und 
Mitgestaltung sichern.
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